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Das Jamaika-Puzzle fügt sich nicht zusammen
Nächtliche Verhandlungsrunde von CDU, CSU, FDP und Grünen endet ergebnislos / Migrationspolitik als größte Hürde

Von Alexei Makartsev, Martin Ferber
und Bernhard Junginger

Karlsruhe/Berlin. Um halb fünf Uhr in
der Früh ging nichts mehr. 15 Stunden
hatten die Delegationen von CDU, CSU,
FDP und Grünen in den Räumen der
Parlamentarischen Gesellschaft getagt
und mal in der großen Runde, mal in klei-
neren Runden um jedes Wort gerungen.
Doch dann war klar: In dieser Nacht, in
der eigentlich eine Entscheidung fallen
sollte, wird nichts mehr passieren. Müde,
enttäuscht, ausgelaugt und erschöpft
verließen die Sondierer wortkarg und mit
hängenden Mienen das Gebäude, um
wenigstens ein paar Stunden zu schlafen.

Immerhin, das Wort Scheitern wollte
niemand in den Mund nehmen, auch
wenn die Befunde wenig optimistisch
klangen. Man habe zwar Gemeinsamkei-

ten festgestellt, bei anderen Streitpunk-
ten bleiben jedoch die Gräben bislang
unüberbrückbar. „Dass es heute Nacht
nicht voran kam, lag an dem Thema
Migration“, analysierte am Freitag der
baden-württembergische FDP-Chef Mi-
chael Theurer im Gespräch mit den BNN.

Es habe sich auch deswegen so verhakt
in den Gesprächen, weil die Grünen in
den vergangenen zwei Tagen immer neue
Forderungen nachgeschoben hätten,
kritisierte der Bundestagsabgeordnete
aus Karlsruhe. „Das hat die Gespräche
erschwert“. Theurer vergleicht die Situa-
tion mit einem Puzzlespiel: „Man muss
jetzt nüchtern feststellen, dass sich der-
zeit die einzelnen Puzzleteile nicht zu
einem Gesamtbild zusammenfügen.“

Nach einer Runde Schlaf, einer Dusche
und einem Frühstück haben sich die

Delegationen am Freitag wieder getrof-
fen. Doch die Skepsis war unverändert
groß. CSU-Chef Horst Seehofer sprach
vor dem Treffen im Kreis der Verhand-
lungsführer von einem „schwierigen
Zwischenstand“. Man habe „noch in kei-
nem Bereich eine einzige Entscheidung“.
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) appel-
lierte an alle, sich zu bewegen. „Die Auf-
gabe, eine Regierung für Deutschland zu
bilden, ist eine so wichtige Aufgabe, dass

sich die Anstrengung lohnt“, sagte sie.
Zwar habe man „viele Themen mit vielen
Einzelheiten“ besprochen, dennoch wer-
de es „nicht ganz trivial, die Enden zu-
sammenzubringen. Es wird nicht ganz
einfach, es wird hart.“

Auch in der Union schiebt man den
Grünen den Schwarzen Peter für den
Stillstand zu. „Wir erleben seit Wochen,
wie immer das Gleiche ohne Fortschritt
verhandelt wird und wir jedes Mal von

vorne anfangen, weil die Grünen laufend
neue Anträge formulieren“, sagte der
stellvertretende Unionsfraktionschef
Georg Nüsslein (CSU). Die Grünen woll-
ten nicht regieren, „sondern die Republik
sozial-ökologisch transformieren“. Die
CSU werde niemals einer Politik zu-
stimmen, die auf mehr Zuwanderung
setze und Arbeitsplätze gefährde.

Die Grünen lassen jedoch den Vorwurf
der mangelnden Kompromissbereit-

schaft in der Frage des Familiennachzugs
für Flüchtlinge nicht gelten. In den Au-
gen des Partei-Urgesteins Jürgen Trittin
hat seine Seite Entgegenkommen signali-
siert. Dagegen habe die CSU „einfach ge-
sagt, wir spielen alles oder nichts“.
Gleichzeitig bekräftigte Trittin, dass die
Grünen nicht bereit seien, die Ausset-
zung des Familiennachzugs bei Flücht-
lingen mit eingeschränktem Schutzsta-
tus über März 2018 hinaus zu verlängern.

Die Grünen-Finanzexpertin Ekin Deli-
göz macht den „Machtkampf bei der
CSU“ für die „emotionale Achterbahn-
fahrt“ bei den Jamaika-Verhandlungen
verantwortlich. Dadurch drohe „eine
Situation, in der alle verlieren“, sagte sie.
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-
Eckardt betonte: „Auch wenn es noch
so hart ist, auch wenn es noch so lange
dauert, wir bleiben gesprächsbereit.“

In dieser festgefahrenen Situation hat
die FDP laut Mitverhandler Michael
Theurer einen Kompromiss vorgeschla-
gen: eine Härtefallregelung, die in Aus-
nahmefällen für gut integrierte Flücht-
linge einen Familiennachzug möglich
macht – im Rahmen des Jahreskontin-
gents von 200000 Flüchtlingen. „Es wur-
den Brücken gebaut“, so Theurer. „Jetzt
stellt sich die Frage, ob alle, vor allem
auch die Grünen und die CSU den Mut
haben, über diese Brücken zu gehen.“

FDP-Chef Christian Lindner nannte
am Freitag das Jamaika-Bündnis ein
„historisches Projekt“, das nicht an ein
paar Stunden scheitern dürfe. Auch sein
Parteikollege Michael Theurer hat noch
Hoffnung. „Die Gespräche werden mit
Respekt geführt, die Atmosphäre ist
konstruktiv“, sagte er den BNN.

EIN „HISTORISCHES PROJEKT“ nennt FDP-Chef Christian Lindner das Jamaika-Bündnis. Nach der Vertagung der Verhandlungen am
Freitagmorgen warb er um Geduld: Das Vorhaben dürfe nicht an ein paar Stunden scheitern. Foto: dpa

Das Wort Scheitern will
keiner in den Mund nehmen

Freie Demokraten schlagen
Kompromisslösung vor

„Wir sind hellwach“
Politiker aus der Jamaika-Runde lassen nachts auf Twitter den Dampf ab

Karlsruhe (alm). Wenn nächtliche
Verhandlungen stocken, die Köpfe
rauchen, die Energiereserven schwin-
den und der Kaffee
nicht mehr munter
macht, halten sich
die Politiker – wie
am Freitagmorgen
in der Jamaika-
Runde geschehen –
gerne mit dem
Skatspiel wach.

Sie machen Sel-
fies. Sie gehen eine
rauchen. Oder sie
senden im sozialen
Netzwerk Twitter
frustrierte, genervte, amüsante und
auch sinnfreie Nachrichten auf die

Reise um die Welt. Sei es auch nur, um al-
len zu zeigen, dass sie zur fortgeschritte-
nen Stunde nicht eingeschlafen sind. An
den Tweets der Verhandler der vier Par-
teien aus der Parlamentarischen Gesell-
schaft lässt sich gut ablesen, wie sich der
Frust im Laufe der Nacht aufgebaut hat.

Kurz vor Mitternacht schickt die FDP-
Generalsekretärin Nicola Beer an die
Adresse ihrer Partner eine Warnung via
Twitter: „Verlange nichts von Deinem
Gegenüber, was es Dir nicht geben kann.

Sonst bekommst Du am Ende gar
nichts.“ Zu dem Zeitpunkt stecken die
Gespräche schon in einer Sackgasse.

Zwei Stunden später lässt der Grüne
Jürgen Trittin (Foto: dpa) auf Twitter den
Dampf ab. Sein Kommentar zu den Ge-
sprächen ist ein YouTube-Video mit
einem Song des jamaikanischen Reggae-
Stars Jimmy Cliff. Der Refrain lässt sich
übersetzen mit: „Je härter sie auftreten,
desto härter fallen sie.“ Andere nehmen
es mit Humor. Um drei Uhr posten die

Ministerpräsidenten Reiner Haseloff
(CDU) und Winfried Kretschmann (Grü-
ne, Foto: dpa) ein Selfie mit den Worten
„Die Stimmung ist gut!“. Eine Stunde
später folgt der Fotobeweis des CDU-
Teams in Gestalt von Peter Tauber und
Peter Altmaier: „Wir sind hellwach“.

Am frühen Freitagmorgen gehen die
Gesprächspartner müde und unzufrie-
den auseinander. Der frühere Grünen-
Chef Reiner Bütikofer bilanziert ver-
ärgert auf Twitter: „Konfuzius zur Euro-

papolitik von Jamaika (passt auch für
andere Texteteile!): ,Das Rechte er-
kennen und nicht tun ist Mangel an

Mut.‘“ Seine Par-
teikollegin Ka-
thrin Göring-Eck-
ardt twittert der
Stimmung ent-
sprechend ein ver-
wackeltes Bild.
Ihre Botschaft lau-
tet: „Guten Mor-
gen #Berlin. Das
letzte Mal, als ich
um diese Zeit nach
Hause kam, war es
eine Party, es war

Sommer, es war sehr schön und ich zu
Fuß. … heute war es #Jamaika“.

Jürgen Trittin W. Kretschmann

Neue Gesichter
des Gedenkens

Volkstrauertag erinnert an Opfer des Krieges
Von unserem Redaktionsmitglied
Anne Weiss

Karlsruhe. Für manche sind sie Relikte
einer längst vergangenen Zeit, für ande-
re noch immer ein wertvolles Mahnmal
des stillen Gedenkens. Zum Volkstrau-
ertag an diesem Sonntag werden auch in
diesem Jahr wieder Kränze an Kriegs-
gräbern und Kriegerdenkmälern nieder-
gelegt. Die Zahl derer, die zu den Veran-
staltungen kommen, nimmt seit langem
ab. Dabei ist der Volkstrauertag dieser
Tage so aktuell wie nie, mahnt der
Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge.

Eine genaue Er-
hebung darüber,
wie viele Krieger-
denkmäler in der
Region stehen, gibt
es nicht. Wer mit offenen Augen durch
die Gemeinden geht, sieht sie jedoch
vielerorts: auf Friedhöfen, vor Kirchen,
an Landstraßen, auf öffentlichen Plät-
zen. Die Gedenkstätten selbst sind nicht
unumstritten. Das weiß auch Volker
Schütze, Geschäftsführer des Volks-
bund-Bezirksverbands Nordbaden. Der
Volksbund betreut 833 Kriegsgräber-
stätten in 46 Staaten, auf denen etwa 2,7
Millionen deutsche Tote beider Welt-
kriege ihre letzte Ruhe gefunden haben.
Während viele Denkmale im Duktus der
Trauer unmittelbar nach dem Ende des
Ersten Weltkrieges gebaut worden seien,
wich die Bildsprache bei später entstan-
denen Bauten einem nationalistischen
Ton und zweifelhaftem Stolz auf die
Gefallenen: „Dann stand durch die dar-
gestellten Bilder nicht mehr die Trauer,
sondern das heroische, die Vorbereitung

auf den nächsten Krieg im Fokus“, er-
klärt Schütze. Darum hätten manche
Denkmäler durchaus einen bitteren Bei-
geschmack.

Die Kriegerdenkmale sollten jedoch in
erster Linie dabei helfen, den Schock
über den Verlust von Söhnen, Brüdern
oder Vätern zu verarbeiten. Zu den Ge-
denkveranstaltungen kamen die trau-
ernden Angehörigen. Doch Zeitzeugen
gibt es immer weniger, die Kriegs- und
Nachkriegskinder sind mittlerweile
selbst älter als 70 Jahre. „Die Genera-
tion der Kriegsenkel kennt die Ge-
schichten nur noch aus der Ferne“, sagt

Schütze. Entspre-
chend sinkt die
Zahl derer, die zu
den Gedenkveran-
staltungen kom-
men. Dabei sei ein

Volkstrauertag durchaus zeitgemäß,
ebenso wie moderne Kriegsdenkmale,
die globale Konflikte aufgreifen: Der
Volkstrauertag schaut Schütze zufolge
heute nicht mehr nur auf die Toten der
beiden Kriege zurück, sondern bezieht
auch aktuelle Geschehnisse in aller Welt
mit ein. Dazu gehören Terror und Kriege
– ob sie wie der Konflikt in Syrien an-
hand von Flüchtlingszahlen in Deutsch-
land spürbar werden oder ob der Terror
im Nachbarland die Menschen erschüt-
tert. Er erinnert an das Jahr 2015, als die
Terroranschläge in Paris am 13. Novem-
ber 130 Menschen das Leben kosteten.
In viele Reden des Volkstrauertages, der
stets zwei Sonntage vor dem ersten
Advent stattfindet, floss die Trauer über
die Taten ein. Der Tag biete aber auch
die Möglichkeit für ein Innehalten und
Dankbarkeit: „Dass wir grundsätzlich

in so friedlichen Zeiten leben, ist nicht
selbstverständlich.“

Kritik übt der Volksbund auch am Na-
tionalismus der Gegenwart. „Die AfD
will ein Europa der Nationalstaaten –
genau das war aber Grundlage für
unsere kriegerischen Auseinander-
setzungen“, sagte der baden-württem-
bergische Landeschef des Volksbundes,
Johannes Schmalzl, anlässlich des
Volkstrauertags. Die Aussage von AfD-
Fraktionschef Alexander Gauland, die
Deutschen dürften stolz sein auf „die
Leistungen deutscher Soldaten“ im
Ersten und Zweiten Weltkrieg sei eine
Unverschämtheit: „90 Prozent aller
Wehrmachtssoldaten hatten keine Lust,
in einem Winter in Stalingrad zu sterben
– sie waren weder Helden noch Ver-
brecher.“ Gefahr für die Friedensunion

Europa gehe neben der AfD auch vom
russischen Präsidenten Wladimir Putin
mit seiner Annexion der Krim aus. Er-
leichtert sei er über die Dämpfer für
rechtspopulistische Parteien bei den
Wahlen in Frankreich und den Nieder-
landen.

Der Volksbund will sich weiterhin für
den Volkstrauertag einsetzen. In Work-
shops – etwa mit Bürgermeistern der
Gemeinden oder an Schulen – sollen
neue Gesichter des Gedenkens und
Ideen entwickelt werden, wie das kol-
lektive Erinnern wieder leichter werden
kann. Der Verein wirft dabei auch vor-
sichtig die Frage auf, ob die Trauerge-
denken innerhalb von Friedhofsmauern
und an Denkmälern stattfinden müssen.
Nach den Terroranschlägen in Europa
kamen viele Menschen etwa zu Mahn-

wachen zusammen und füllten so bis-
weilen ganze Plätze – eine aktuelle Form
des kollektiven Trauerns und Ausdruck
der Solidarität. Wichtig sei in jedem
Falle auch künftig die Verknüpfung von
heute und gestern, betont Schütze: „Ja,
wir schauen nach hinten, aber nur um
die Gegenwart zu beleuchten und zu
mahnen: Krieg führt zu Gewalt.“

i Service
Mit dem Erinnern an den Ersten

Weltkrieg beschäftigt sich auch die
wiederaufgelegte Broschüre „Baden
1914-1918. Der erste Weltkrieg in 50
Beiträgen“. Die Serie entstand 2014 in
Zusammenarbeit mit dem General-
landesarchiv Karlsruhe. Sie ist zum
Preis von sechs Euro in den Geschäfts-
stellen der BNN erhältlich.

DER WELTKRIEGSTOTEN wird am Volkstrauertag seit 1952 gedacht. Zu den Gedenkveranstaltungen kommen immer weniger Menschen.
Dabei geht es an dem Sonntag im November auch um die Opfer aktueller Konflikte und Kriege. Foto: dpa

„Veranstaltungen
sind so aktuell wie nie“
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Karlsruhe/Berlin. Um halb fünf Uhr in
der Früh ging nichts mehr. 15 Stunden
hatten die Delegationen von CDU, CSU,
FDP und Grünen in den Räumen der
Parlamentarischen Gesellschaft getagt
und mal in der großen Runde, mal in klei-
neren Runden um jedes Wort gerungen.
Doch dann war klar: In dieser Nacht, in
der eigentlich eine Entscheidung fallen
sollte, wird nichts mehr passieren. Müde,
enttäuscht, ausgelaugt und erschöpft
verließen die Sondierer wortkarg und mit
hängenden Mienen das Gebäude, um
wenigstens ein paar Stunden zu schlafen.

Immerhin, das Wort Scheitern wollte
niemand in den Mund nehmen, auch
wenn die Befunde wenig optimistisch
klangen. Man habe zwar Gemeinsamkei-

ten festgestellt, bei anderen Streitpunk-
ten bleiben jedoch die Gräben bislang
unüberbrückbar. „Dass es heute Nacht
nicht voran kam, lag an dem Thema
Migration“, analysierte am Freitag der
baden-württembergische FDP-Chef Mi-
chael Theurer im Gespräch mit den BNN.

Es habe sich auch deswegen so verhakt
in den Gesprächen, weil die Grünen in
den vergangenen zwei Tagen immer neue
Forderungen nachgeschoben hätten,
kritisierte der Bundestagsabgeordnete
aus Karlsruhe. „Das hat die Gespräche
erschwert“. Theurer vergleicht die Situa-
tion mit einem Puzzlespiel: „Man muss
jetzt nüchtern feststellen, dass sich der-
zeit die einzelnen Puzzleteile nicht zu
einem Gesamtbild zusammenfügen.“

Nach einer Runde Schlaf, einer Dusche
und einem Frühstück haben sich die

Delegationen am Freitag wieder getrof-
fen. Doch die Skepsis war unverändert
groß. CSU-Chef Horst Seehofer sprach
vor dem Treffen im Kreis der Verhand-
lungsführer von einem „schwierigen
Zwischenstand“. Man habe „noch in kei-
nem Bereich eine einzige Entscheidung“.
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) appel-
lierte an alle, sich zu bewegen. „Die Auf-
gabe, eine Regierung für Deutschland zu
bilden, ist eine so wichtige Aufgabe, dass

sich die Anstrengung lohnt“, sagte sie.
Zwar habe man „viele Themen mit vielen
Einzelheiten“ besprochen, dennoch wer-
de es „nicht ganz trivial, die Enden zu-
sammenzubringen. Es wird nicht ganz
einfach, es wird hart.“

Auch in der Union schiebt man den
Grünen den Schwarzen Peter für den
Stillstand zu. „Wir erleben seit Wochen,
wie immer das Gleiche ohne Fortschritt
verhandelt wird und wir jedes Mal von

vorne anfangen, weil die Grünen laufend
neue Anträge formulieren“, sagte der
stellvertretende Unionsfraktionschef
Georg Nüsslein (CSU). Die Grünen woll-
ten nicht regieren, „sondern die Republik
sozial-ökologisch transformieren“. Die
CSU werde niemals einer Politik zu-
stimmen, die auf mehr Zuwanderung
setze und Arbeitsplätze gefährde.

Die Grünen lassen jedoch den Vorwurf
der mangelnden Kompromissbereit-

schaft in der Frage des Familiennachzugs
für Flüchtlinge nicht gelten. In den Au-
gen des Partei-Urgesteins Jürgen Trittin
hat seine Seite Entgegenkommen signali-
siert. Dagegen habe die CSU „einfach ge-
sagt, wir spielen alles oder nichts“.
Gleichzeitig bekräftigte Trittin, dass die
Grünen nicht bereit seien, die Ausset-
zung des Familiennachzugs bei Flücht-
lingen mit eingeschränktem Schutzsta-
tus über März 2018 hinaus zu verlängern.

Die Grünen-Finanzexpertin Ekin Deli-
göz macht den „Machtkampf bei der
CSU“ für die „emotionale Achterbahn-
fahrt“ bei den Jamaika-Verhandlungen
verantwortlich. Dadurch drohe „eine
Situation, in der alle verlieren“, sagte sie.
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-
Eckardt betonte: „Auch wenn es noch
so hart ist, auch wenn es noch so lange
dauert, wir bleiben gesprächsbereit.“

In dieser festgefahrenen Situation hat
die FDP laut Mitverhandler Michael
Theurer einen Kompromiss vorgeschla-
gen: eine Härtefallregelung, die in Aus-
nahmefällen für gut integrierte Flücht-
linge einen Familiennachzug möglich
macht – im Rahmen des Jahreskontin-
gents von 200000 Flüchtlingen. „Es wur-
den Brücken gebaut“, so Theurer. „Jetzt
stellt sich die Frage, ob alle, vor allem
auch die Grünen und die CSU den Mut
haben, über diese Brücken zu gehen.“

FDP-Chef Christian Lindner nannte
am Freitag das Jamaika-Bündnis ein
„historisches Projekt“, das nicht an ein
paar Stunden scheitern dürfe. Auch sein
Parteikollege Michael Theurer hat noch
Hoffnung. „Die Gespräche werden mit
Respekt geführt, die Atmosphäre ist
konstruktiv“, sagte er den BNN.

EIN „HISTORISCHES PROJEKT“ nennt FDP-Chef Christian Lindner das Jamaika-Bündnis. Nach der Vertagung der Verhandlungen am
Freitagmorgen warb er um Geduld: Das Vorhaben dürfe nicht an ein paar Stunden scheitern. Foto: dpa
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den und der Kaffee
nicht mehr munter
macht, halten sich
die Politiker – wie
am Freitagmorgen
in der Jamaika-
Runde geschehen –
gerne mit dem
Skatspiel wach.

Sie machen Sel-
fies. Sie gehen eine
rauchen. Oder sie
senden im sozialen
Netzwerk Twitter
frustrierte, genervte, amüsante und
auch sinnfreie Nachrichten auf die

Reise um die Welt. Sei es auch nur, um al-
len zu zeigen, dass sie zur fortgeschritte-
nen Stunde nicht eingeschlafen sind. An
den Tweets der Verhandler der vier Par-
teien aus der Parlamentarischen Gesell-
schaft lässt sich gut ablesen, wie sich der
Frust im Laufe der Nacht aufgebaut hat.

Kurz vor Mitternacht schickt die FDP-
Generalsekretärin Nicola Beer an die
Adresse ihrer Partner eine Warnung via
Twitter: „Verlange nichts von Deinem
Gegenüber, was es Dir nicht geben kann.

Sonst bekommst Du am Ende gar
nichts.“ Zu dem Zeitpunkt stecken die
Gespräche schon in einer Sackgasse.

Zwei Stunden später lässt der Grüne
Jürgen Trittin (Foto: dpa) auf Twitter den
Dampf ab. Sein Kommentar zu den Ge-
sprächen ist ein YouTube-Video mit
einem Song des jamaikanischen Reggae-
Stars Jimmy Cliff. Der Refrain lässt sich
übersetzen mit: „Je härter sie auftreten,
desto härter fallen sie.“ Andere nehmen
es mit Humor. Um drei Uhr posten die

Ministerpräsidenten Reiner Haseloff
(CDU) und Winfried Kretschmann (Grü-
ne, Foto: dpa) ein Selfie mit den Worten
„Die Stimmung ist gut!“. Eine Stunde
später folgt der Fotobeweis des CDU-
Teams in Gestalt von Peter Tauber und
Peter Altmaier: „Wir sind hellwach“.

Am frühen Freitagmorgen gehen die
Gesprächspartner müde und unzufrie-
den auseinander. Der frühere Grünen-
Chef Reiner Bütikofer bilanziert ver-
ärgert auf Twitter: „Konfuzius zur Euro-

papolitik von Jamaika (passt auch für
andere Texteteile!): ,Das Rechte er-
kennen und nicht tun ist Mangel an

Mut.‘“ Seine Par-
teikollegin Ka-
thrin Göring-Eck-
ardt twittert der
Stimmung ent-
sprechend ein ver-
wackeltes Bild.
Ihre Botschaft lau-
tet: „Guten Mor-
gen #Berlin. Das
letzte Mal, als ich
um diese Zeit nach
Hause kam, war es
eine Party, es war

Sommer, es war sehr schön und ich zu
Fuß. … heute war es #Jamaika“.
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Trauer unmittelbar nach dem Ende des
Ersten Weltkrieges gebaut worden seien,
wich die Bildsprache bei später entstan-
denen Bauten einem nationalistischen
Ton und zweifelhaftem Stolz auf die
Gefallenen: „Dann stand durch die dar-
gestellten Bilder nicht mehr die Trauer,
sondern das heroische, die Vorbereitung

auf den nächsten Krieg im Fokus“, er-
klärt Schütze. Darum hätten manche
Denkmäler durchaus einen bitteren Bei-
geschmack.

Die Kriegerdenkmale sollten jedoch in
erster Linie dabei helfen, den Schock
über den Verlust von Söhnen, Brüdern
oder Vätern zu verarbeiten. Zu den Ge-
denkveranstaltungen kamen die trau-
ernden Angehörigen. Doch Zeitzeugen
gibt es immer weniger, die Kriegs- und
Nachkriegskinder sind mittlerweile
selbst älter als 70 Jahre. „Die Genera-
tion der Kriegsenkel kennt die Ge-
schichten nur noch aus der Ferne“, sagt

Schütze. Entspre-
chend sinkt die
Zahl derer, die zu
den Gedenkveran-
staltungen kom-
men. Dabei sei ein

Volkstrauertag durchaus zeitgemäß,
ebenso wie moderne Kriegsdenkmale,
die globale Konflikte aufgreifen: Der
Volkstrauertag schaut Schütze zufolge
heute nicht mehr nur auf die Toten der
beiden Kriege zurück, sondern bezieht
auch aktuelle Geschehnisse in aller Welt
mit ein. Dazu gehören Terror und Kriege
– ob sie wie der Konflikt in Syrien an-
hand von Flüchtlingszahlen in Deutsch-
land spürbar werden oder ob der Terror
im Nachbarland die Menschen erschüt-
tert. Er erinnert an das Jahr 2015, als die
Terroranschläge in Paris am 13. Novem-
ber 130 Menschen das Leben kosteten.
In viele Reden des Volkstrauertages, der
stets zwei Sonntage vor dem ersten
Advent stattfindet, floss die Trauer über
die Taten ein. Der Tag biete aber auch
die Möglichkeit für ein Innehalten und
Dankbarkeit: „Dass wir grundsätzlich

in so friedlichen Zeiten leben, ist nicht
selbstverständlich.“

Kritik übt der Volksbund auch am Na-
tionalismus der Gegenwart. „Die AfD
will ein Europa der Nationalstaaten –
genau das war aber Grundlage für
unsere kriegerischen Auseinander-
setzungen“, sagte der baden-württem-
bergische Landeschef des Volksbundes,
Johannes Schmalzl, anlässlich des
Volkstrauertags. Die Aussage von AfD-
Fraktionschef Alexander Gauland, die
Deutschen dürften stolz sein auf „die
Leistungen deutscher Soldaten“ im
Ersten und Zweiten Weltkrieg sei eine
Unverschämtheit: „90 Prozent aller
Wehrmachtssoldaten hatten keine Lust,
in einem Winter in Stalingrad zu sterben
– sie waren weder Helden noch Ver-
brecher.“ Gefahr für die Friedensunion

Europa gehe neben der AfD auch vom
russischen Präsidenten Wladimir Putin
mit seiner Annexion der Krim aus. Er-
leichtert sei er über die Dämpfer für
rechtspopulistische Parteien bei den
Wahlen in Frankreich und den Nieder-
landen.

Der Volksbund will sich weiterhin für
den Volkstrauertag einsetzen. In Work-
shops – etwa mit Bürgermeistern der
Gemeinden oder an Schulen – sollen
neue Gesichter des Gedenkens und
Ideen entwickelt werden, wie das kol-
lektive Erinnern wieder leichter werden
kann. Der Verein wirft dabei auch vor-
sichtig die Frage auf, ob die Trauerge-
denken innerhalb von Friedhofsmauern
und an Denkmälern stattfinden müssen.
Nach den Terroranschlägen in Europa
kamen viele Menschen etwa zu Mahn-

wachen zusammen und füllten so bis-
weilen ganze Plätze – eine aktuelle Form
des kollektiven Trauerns und Ausdruck
der Solidarität. Wichtig sei in jedem
Falle auch künftig die Verknüpfung von
heute und gestern, betont Schütze: „Ja,
wir schauen nach hinten, aber nur um
die Gegenwart zu beleuchten und zu
mahnen: Krieg führt zu Gewalt.“

i Service
Mit dem Erinnern an den Ersten

Weltkrieg beschäftigt sich auch die
wiederaufgelegte Broschüre „Baden
1914-1918. Der erste Weltkrieg in 50
Beiträgen“. Die Serie entstand 2014 in
Zusammenarbeit mit dem General-
landesarchiv Karlsruhe. Sie ist zum
Preis von sechs Euro in den Geschäfts-
stellen der BNN erhältlich.

DER WELTKRIEGSTOTEN wird am Volkstrauertag seit 1952 gedacht. Zu den Gedenkveranstaltungen kommen immer weniger Menschen.
Dabei geht es an dem Sonntag im November auch um die Opfer aktueller Konflikte und Kriege. Foto: dpa

„Veranstaltungen
sind so aktuell wie nie“
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